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18   Friedrich Breyer und 
Stephan Thomsen 
„Sollte der Staat die Mieten deckeln?“

Rund die Hälfte der deutschen Haushalte wohnt 
zur Miete. Der Mietmarkt ist volkswirtschaftlich 
und verteilungspolitisch von herausgehobener 
Bedeutung wegen des großen Einkommensanteils, 
der im Durchschnitt für die Miete eingesetzt wird. 
Deutliche Mietanstiege in den 2010er Jahren, ins-
besondere in den Großstädten, haben den Gesetz-
geber veranlasst, die Regulierung der Mieten zu 
verschärfen, z. B. durch „Mietpreisbremse“ und 
„Mietendeckel“. Wie wirken sich diese Maßnahmen 
auf die Wohnungsnachfrage und das Wohnungsan-
gebot aus und was sind die Verteilungswirkungen 
auf derzeitige Mieter/-innen und neue Nachfra-
ger/-innen nach Wohnraum?

Staatliche Eingriffe in die Preisbildung auf dem 
Wohnungsmarkt wie Mietpreisbremse und Ber-
liner Mietendeckel scheinen auf den ersten Blick 
geeignet, den beobachteten Anstieg von Mieten in 
Großstädten zu bremsen. Auf lange Sicht haben sie 
jedoch negative Nebenwirkungen, da sie die Lücke 
zwischen Angebot und Nachfrage nach Wohn-
raum vergrößern, die Macht der Wohnungsanbie-
ter/-innen stärken und junge und mobile Bürger/ 
-innen behindern. Einem „Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum“ kann die Politik entgegenwirken, 
indem sie zum einen Hindernisse für die Bautätig-
keit beseitigt und zum anderen die Kaufkraft von 
einkommensschwachen Haushalten, z. B. durch 
Wohngeld, erhöht.

Schlüsselbegriffe:

Wohnungsmarkt 
„Mieten-Explosion“ 
Preisregulierung 
Umverteilung

Zusammenfassung
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Motivation

Der private Wohnungs- bzw. Immobilienmarkt ist 
von herausgehobener Bedeutung, sowohl volks-
wirtschaftlich als auch im Hinblick auf die soziale 
Teilhabe. Grund dafür ist der hohe Einkommens-
anteil, der von einem durchschnittlichen Haus-
halt für die Miete oder auch zur Rückzahlung von 
Hypotheken eingesetzt wird. Rund die Hälfte der 
deutschen Haushalte wohnt zur Miete, in Groß-
städten wie Berlin sogar über 80 Prozent. Deshalb 
ist die allgemein als rasant eingeschätzte Entwick-
lung der Mieten von großem öffentlichen Interesse. 
Abb. 1 zeigt allerdings, dass die durchschnittlichen 
Mieten in Deutschland im Zeitraum 1996 – 2008 
weniger stark gestiegen sind als die allgemeinen 
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Hinweis: „Verbraucherpreisindex Wohnungsmieten“ bezieht sich auf den Indikator „Wohnungsmiete (Nettokaltmiete und Wohnungsnebenkosten)“.

Abb. 1: Anstieg der Verbraucherpreise und der Mieten, 1996 – 2021

Quelle: Destatis (2021).

Kosten der Lebenshaltung – und zwischen 2008 
und 2021 etwa im Gleichschritt mit der Inflations-
rate insgesamt. Dennoch liest man seit ca. 10 Jah-
ren in der Presse immer häufiger von einer „Miet-
preisexplosion“ oder sogar vom „Mietenwahnsinn“. 
Woran liegt das?

Während der in Abb. 1 dargestellte Mietenindex aus 
allen Mieten gebildet wird und daher auch die Mie-
ter/-innen umfasst, die jahrzehntelang in dersel-
ben Wohnung wohnen, ergibt sich auf dem Markt 
für die Vermietung freier Wohnungen vor allem in 
Großstädten ein völlig anderes Bild: Dort sind die 
sog. Angebotsmieten, also die Mieten, die von den 
Vermietern/Vermieterinnen in ihren Annoncen für 
freie Wohnungen verlangt werden, in nur 7 Jahren 
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(2010 – 17) um mehr als ein Drittel gestiegen.1 Abb. 
2 zeigt die Entwicklungen beispielhaft in Berlin 
und München: In beiden Städten sind die Mieten 
seit Beginn der letzten Dekade um mind. die Hälfte 
angestiegen, in Berlin sogar um mehr als zwei Drit-
tel – allerdings nach einer weitgehenden Stagna-
tion im vorangegangenen Zeitraum 2004 – 10.

Die Preissteigerungen gehen vor allem auf eine 
steigende Nachfrage zurück (Brausewetter, Thom-
sen und Trunzer 2022), da es mehr und mehr 
gerade junge Menschen in die Großstädte zieht: So 
entstehen viele neue Arbeitsplätze in Städten, wo 

Firmen von Agglomerationseffekten profitieren; 
die fortschreitende Akademisierung der Gesell-
schaft führt dazu, dass Menschen aus ländlichen 
oder kleinstädtischen Gebieten nach Abschluss 
ihrer universitären Ausbildung in einer Großstadt 
mit breiterem kulturellen Angebot bleiben möch-
ten; die meisten Paare sind Doppelverdiener und 
haben in Großstädten wegen der größeren Dichte 
von Arbeitgebern bessere Arbeitsmarktchancen; 
schließlich ist in Städten die Abhängigkeit vom pri-
vaten Pkw geringer, was auch angesichts der mehr 
und mehr klimaorientierten Verkehrspolitik ein 
Vorteil sein kann. Als Beispiel für das Wachstum 

Berlin München

4

6

8

10

12

14

16

18

20

2022202120202019201820172016201520142013201220112010200920082007200620052004

Euro/m2

Abb. 2: Angebotsmieten in Berlin und München, 2004 – 2022

Quelle: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten GmbH (2004 bis 2011); empirica. Entwicklung der Angebotsmieten Berlin und München Q1/2012 bis Q3/2022, 
bereitgestellt in Statista, eigene Berechnungen.

1 Diese Aussage bezieht sich auf die 14 größten Städte und auf Annoncen im Portal immoscout24.de.



4 WIRTSCHAFT VERSTEHEN, ZUKUNFT GESTALTEN – BEITRÄGE ZUM JUBILÄUM DES VEREINS FÜR SOCIALPOLITIK

der Städte kann Berlin dienen, wo die Bevölkerung 
in nur 6 Jahren (2011 – 17) um volle 10 Prozent oder 
300.000 Personen gewachsen ist. Das Immobilien-
angebot konnte dabei nicht im gleichen Maße 
ausgeweitet werden, wofür vor allem beschränkte 
Kapazitäten im Baugewerbe, zögerliche Auswei-
sung neuen Baulands sowie gestiegene Baukosten 
verantwortlich sind. In Deutschland insgesamt 
wurden im Zeitraum 2005 – 15 in jedem einzel-
nen Jahr weniger als 250.000 Wohnungen fertig-
gestellt, so dass die Bundesbauministerin im Jahr 
2018 einen Fehlbedarf von 1 Million Wohnungen 
konstatierte. Daher las man in der Presse auch 
immer häufiger von einer „Wohnungsnot“, obwohl 
die rechnerische Wohnfläche pro Kopf in Deutsch-
land seit dem Jahr 2000 um 17 Prozent gewachsen 
war und im Jahr 2016 immerhin 46,3 Quadratme-
ter betrug. Es liegt also kein absoluter Mangel an 
Wohnraum vor, sondern Angebot und Nachfrage 
klaffen in einzelnen regionalen (genauer: großstäd-
tischen) Teilmärkten auseinander.

Staatliche Regulierung des 
Wohnungsmarkts: Bestehende 
Regelungen und ihre Wirkungen

Der Wohnungsmarkt ist einer der am stärksten 
regulierten Märkte überhaupt, und dafür gibt es 
gute Begründungen. Die wichtigste Regelung ist 
wohl der Kündigungsschutz (§ 573 BGB), der eine 
Kündigung durch den/die Vermieter/-in mit nur 
wenigen Ausnahmen, vor allem Eigenbedarf oder 
eine erhebliche Vertragsverletzung durch den/die 
Mieter/-in, ausschließt. Die Begründung ist darin 
zu suchen, dass dem/der Mieter/-in durch einen 
erzwungenen Umzug hohe Kosten entstehen wür-
den und er/sie sich somit gegenüber dem/der Ver-
mieter/-in in einer deutlich schwächeren Position 
befinden würde, wenn dieser das Vertragsverhält-

nis jederzeit beenden könnte.

Aus dem gleichen Grund schiebt der Gesetzgeber 
auch „unangemessenen“ Mieterhöhungen in 
bestehenden Mietverhältnissen einen Riegel vor, 
indem er Erhöhungen nur nach einer Frist von 
15 Monaten nach der letzten Erhöhung und nur 
bis zur „ortsüblichen Vergleichsmiete“ zulässt und 
eine zusätzliche sog. „Kappungsgrenze“ in Höhe 
von 20 Prozent innerhalb von 3 Jahren einzieht, 
die in sog. „angespannten“ Wohnungsmärkten auf 
15 Prozent reduziert ist (§ 558 BGB). Im Gegen-
satz zu diesen Regelungen für „Bestandsmieten“ 
war bis 2015 die Miethöhe bei der Vermietung neu 
errichteter („Neuvermietung“) oder frei gewor-
dener Wohnungen („Wiedervermietung“) – abge-
sehen von einem selten angewendeten Wucher- 
Paragraphen (§ 138 BGB bzw. § 91 StGB) – zwischen 
Vermieter/-in und Mieter/-in frei vereinbar.

Diese schon vor 2015 bestehenden gesetzlichen 
Regelungen haben zu einer starken Fragmentie-
rung des Wohnungsmarkts beigetragen, die darin 
besteht, dass für gleich große Wohnungen in ver-
gleichbarer Lage (oft im selben Haus) und gleich-
wertiger Qualität sehr unterschiedlich hohe Mieten 
gezahlt wurden und werden. In der Regel gilt dabei, 
dass die Miete umso niedriger ist, je länger das 
Mietverhältnis schon andauert. Warum das so ist, 
kann man sich leicht klarmachen, wenn man die 
Eigentumsstruktur der Vermieter/-innen betrach-
tet: Während nur 11 Prozent aller Mietwohnungen 
in Deutschland von kommerziellen Wohnungs-
unternehmen wie Vonovia oder Deutsche Wohnen 
gehalten werden und 22 Prozent von kommunalen 
oder genossenschaftlichen Unternehmen, befindet 
sich der Rest, also ca. zwei Drittel aller Mietwoh-
nungen im Eigentum privater Kleinvermieter/ 
-innen, die oftmals nur eine einzige Wohnung, z. B. 
die Einliegerwohnung im selbst bewohnten Haus, 
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vermieten. Aus verschiedenen Gründen (Trägheit, 
Transaktionskosten, aber auch dem Interesse an 
einem guten Verhältnis zu ihren Mietern/Mieter-
innen) nehmen diese Vermieter/-innen die gesetz-
lichen Mieterhöhungsspielräume typischerweise 
nicht oder nur in großen Abständen wahr. Wird 
jedoch eine Wohnung durch Auszug des Mieters/
der Mieterin frei, so haben sie eher die Tendenz, die 
Miete an die aktuelle Marktmiete anzupassen. So 
ergibt sich die negative Korrelation von Mietdauer 
und Miethöhe.

Die beschriebene Preisstrategie der Vermieter/ 
-innen hat ihrerseits Konsequenzen für das typi-
sche Verhalten von Mietern/Mieterinnen: Nimmt 
der Wohnraumbedarf durch Familiengründung zu, 
so wird man in eine größere Wohnung umziehen; 
nimmt er dagegen später wieder ab (durch Aus-
zug der Kinder, Verwitwung, Trennung), so ist der 
Umzug in eine kleinere Wohnung wegen der mitt-
lerweile gestiegenen Preise auf dem Neuvermie-
tungsmarkt finanziell nicht lohnend, man verbleibt 
also in einer eigentlich nicht mehr passenden 
Wohnung, um sich die relativ niedrige Bestands-
miete zu sichern. Ähnliches kann bei einem Wech-
sel des Arbeitsplatzes gelten, wenn die Kosten des 
Pendelns geringer sind als die Differenz in der 
Miete zu einer vergleichbaren Wohnung auf dem 
Markt für Neuvermietungen. Je größer – wegen 
zu geringer Bautätigkeit und gestiegener lokaler 
Nachfrage – die Knappheit auf dem Neuvermie-
tungsmarkt, desto stärker klaffen daher Neu- und 
Bestandsmieten auseinander und das Angebots-
problem impliziert ein Allokationsproblem: Der 
knappe Wohnraum wird nicht optimal verteilt, 
etwa nach der Zahlungsbereitschaft der Mieter/ 
-innen, und zudem entsteht Ungleichheit zu Lasten 
junger und mobiler Bevölkerungsschichten, die aus 
Gründen der beruflichen Karriere oder der Fami-
lienplanung umziehen müssen.

Erste Verschärfung: Die Mietpreisbremse

Die zum 1. Juni 2015 per Bundesgesetz eingeführte 
Mietpreisbremse (siehe §§ 556ff. BGB) soll diesen 
Entwicklungen entgegenwirken, indem sie nun 
erstmals auch den Markt für Wiedervermietungen 
in Gegenden mit angespanntem Wohnungsmarkt 
mit einer Preisobergrenze versieht. Die Festlegung 
der räumlichen Geltungsbereiche obliegt den Lan-
desregierungen unter Berücksichtigung bestimm-
ter Kriterien (schneller als im Bundesdurchschnitt 
steigende Mieten oder ein Bevölkerungswachstum 
oberhalb der Neubautätigkeit). Die Mietpreise wer-
den dabei nicht pauschal, sondern gemeindespezi-
fisch reguliert: Mietneuverträge dürfen nicht mehr 
als 10 Prozent über einer ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen.

Um Anreize zum Neubau und zur Modernisierung 
zu erhalten und einem Qualitätsverlust des Wohn-
raums vorzubeugen, sind zum einen Neubauten 
und Wohnungen nach umfassenden Sanierungen 
oder Modernisierungen ausgenommen, Letztere 
allerdings nur bei der ersten Wiedervermietung. 
Außerdem bleiben Wohnungen mit bestehenden 
Mietverträgen mit einer Abweichung von über 
zehn Prozent zur ortsüblichen Vergleichsmiete 
unreguliert, d. h. die Senkung bestehender Mieten 
ist nicht Gegenstand dieser Regulierung. Verstöße 
gegen die Mietpreisbremse können aufgrund einer 
Mieterrüge sanktioniert werden; die Sanktion 
schließt die mögliche Rückzahlung zu viel gezahl-
ter Miete rückwirkend für bis zu zweieinhalb Jahre 
ein.

Begleitet von einer breiten gesellschaftlichen Auf-
merksamkeit wurden die Wirkungen der Miet-
preisbremse unter Ökonominnen und Ökono-
men und in der Öffentlichkeit intensiv diskutiert. 
Allerdings beschränkten sich die empirischen 
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Evaluationen vor allem auf eine einzige Frage: 
Funktioniert die Mietpreisbremse überhaupt, d. h. 
hat sie einen dämpfenden Effekt auf die Neuver-
mietungspreise? Die Ergebnisse sind dabei nicht 
eindeutig. Deschermeier, Seipelt und Voigtländer 
(2017) ermitteln einen kurzfristigen Rückgang der 
Mieten im dritten Quartal 2015 um 2,7 %, der von 
einem erneuten Anstieg ab dem vierten Quartal 
abgelöst wird. Trotz temporärer Abweichungen 
im weiteren Verlauf können sie – abgesehen von 
dem kurzfristig bremsenden Effekt – keine weitere 
Wirkung der Mietpreisbremse feststellen. Mense, 
Michelsen und Kholodilin (2017) untersuchen die 
Wirkungen auf Mieten im regulierten und unregu-
lierten Markt sowie für Hauspreise. Auch sie finden 
eine Bremswirkung von etwa 2,7 bis 2,9 % auf die 
Mietpreise, die aus einer starken Spreizung, d. h. 
stärkerer Rückgang der regulierten Mieten (-5,8 %) 
bei gleichzeitigem Anstieg der unregulierten Mie-
ten (+2,9  %), entsteht. Diese durchschnittlichen 
Effekte lassen sich aber nicht auf alle regulierten 
Märkte übertragen. Kholodilin, Mense und Michel-
sen (2018) zeigen, dass die Mietpreisbremse nur 
in Regionen wirken kann, in denen vor ihrer Ein-
führung die Neuvertragsmieten überproportional 
gestiegen sind.

Die Betrachtung dieser direkten Wirkungen allein 
reicht zur Bewertung jedoch nicht aus: Angenom-
men, die Mietpreisbremse führt zu einer Reduk-
tion der Mieten, welche Folgerungen ergeben sich 
daraus für Angebots- und Nachfragemenge sowie 
für die Wohlfahrt der verschiedenen Marktteil-
nehmer/-innen? Dieser Frage wenden wir uns im 
Zusammenhang mit einer weiteren Form der Preis-
regulierung zu.

Zweite Verschärfung: Der Berliner 
Mietendeckel

Aufgrund der überproportionalen Anstiege der 
Marktmieten in Berlin (vgl. Abb. 2) beschloss der 
Berliner Senat am 18.06.2019, einen gesetzlichen 
Mietenstopp auf den Weg zu bringen, um den Mie-
tern/Mieterinnen eine „Atempause“ zu verschaffen. 
Im Einzelnen sollten alle Wohnungsmieten in Ber-
lin – mit der Ausnahme von nach 2014 neu erstell-
tem Wohnraum – für 5 Jahre eingefroren, eine 
Erhöhung aufgrund von Inflation auf 1,3 % im Jahr 
begrenzt und eine von der Lage und dem Baujahr 
des Hauses abhängige Mietobergrenze eingeführt 
werden, auf die bestehende Mieten auf Antrag des 
Mieters/der Mieterin gesenkt werden sollten. Diese 
Obergrenzen lagen überwiegend zwischen 5 und 
8 Euro pro Quadratmeter und damit weit unter-
halb der damals gezahlten Marktmieten in Berlin.

Das Bundesverfassungsgericht erklärte den Berli-
ner Mietendeckel am 15.04.2021 für verfassungs-
widrig, aber nicht etwa wegen des damit verbunde-
nen Eingriffs in die Vertragsfreiheit von Mietern/
Mieterinnen und Vermietern/Vermieterinnen, 
sondern ausschließlich aus formalen Gründen, 
weil die Bundesländer in Fragen der Miethöhe 
keine Gesetzgebungskompetenz hätten, da der 
Bundesgesetzgeber diese im BGB abschließend 
geregelt habe. Während sich die Vermieter/-innen 
im Zeitraum zwischen der Verkündigung und der 
Außerkraftsetzung weitgehend an den Mietende-
ckel gehalten haben, wurden die ausgebliebenen 
Mieterhöhungen im Jahr 2021 nachgeholt, wie 
Abb. 2 zeigt.
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Ein Lehrbuchmodell der Wirkungen von 
Preisobergrenzen

Wie sich eine wirksame Preisobergrenze auf dem 
Wohnungsmarkt auswirkt, kann man sich anhand 
eines Lehrbuchmodells aus dem 1. Semester des 
Studiums der Volkswirtschaftslehre klarmachen. 
In diesem Modell wird angenommen, dass auf 
dem Wohnungsmarkt vollkommener Wettbewerb 
herrscht, was angesichts einer großen Zahl von 
Anbietenden und Nachfragenden durchaus rea-
listisch ist. In Abb. 3 sind Angebot und Nachfrage 
nach Wohnraum einer bestimmten Qualität und 
Lage, gemessen in Quadratmetern, entlang der 
Abszisse abgetragen und der Mietpreis je Quadrat-
meter entlang der Ordinate. Es wird der Einfach-
heit halber davon abgesehen, dass Wohnraum in 
festen Einheiten gehandelt wird, jedoch kommt 
die Annahme, dass der/die Einzelne eine beliebige 

Quadratmeterzahl (ver-)mieten kann, der Realität 
recht nahe, weil es in einem hinreichend großen 
Wohnungsmarkt Wohnungen jeder Größe gibt.

Abb. 3a betrachtet die (ganz) kurze Frist, in der die 
angebotene Menge an Wohnraum unveränderlich 
ist und daher nicht vom Mietpreis abhängt, durch 
eine senkrechte Gerade dargestellt. Die nachge-
fragte Menge reagiert insofern auf den Preis, als bei 
geringerem Preis eine größere Zahl an Quadrat-
metern nachgefragt wird, kurzfristig allerdings nur 
von den Nachfragenden, die ohnehin nach einer 
Wohnung suchen, während die derzeitigen Mie-
ter/-innen kaum wegen einer Senkung des Markt-
preises umziehen werden. Dies ist dadurch darge-
stellt, dass die Nachfragekurve steil ist. Im Ergebnis 
führt die gesetzliche Vorgabe einer wirksamen 
Höchstmiete, die unterhalb der Gleichgewichts-
miete auf dem Markt liegt – wenn sie darüber läge, 

(a) Mietpreisbindung kurzfristig 
(Angebot und Nachfrage sind unelastisch)

(a) Mietpreisbindung langfristig 
(Angebot und Nachfrage sind elastisch)

Mietpreis

Menge0 Menge0

Angebot

Höchstmiete

Nachfrage-
überschuss

Nachfrage

Angebot

Höchstmiete

Nachfrageüberschuss
Nachfrage

Mietpreis

Abb. 3: Kurz- und langfristige Wirkungen einer Preisobergrenze

Quelle: N.G. Mankiw und M.P. Taylor, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, 7. Aufl., Stuttgart 2018, S. 254
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wäre sie irrelevant – zu einem Nachfrageüberhang, 
auch „Wohnungsmangel“ oder „Wohnungsnot“ 
genannt. Es gibt also enttäuschte Wohnungsnach-
fragende, die entweder gar keine Wohnung finden 
oder keine in der gewünschten Größe.

Je länger die Frist, umso elastischer werden Ange-
bot und Nachfrage auf den herrschenden Preis 
reagieren, was durch die flacher geneigten Kur-
ven in Abb. 3b ausgedrückt wird. Hausbesitzende 
werden bei hohen am Markt erzielbaren Preisen 
zusätzlichen Wohnraum zur Miete anbieten, den 
sie andernfalls selbst genutzt hätten, z. B. Einlie-
gerwohnungen im Einfamilienhaus. Je höher der 
Marktpreis, umso mehr lohnt es sich auch, zusätz-
liche Wohnungen zu bauen. Umgekehrt führt ein 
zu niedriger Mietpreis dazu, dass frei werdende 
Wohnungen eventuell gar nicht mehr vermietet, 
sondern als Eigentumswohnungen verkauft wer-
den oder leer stehen. Schließlich wird auch der Bau 
von Mietwohnungen nachlassen, wenn auf dem 
Markt keine ausreichenden Mietpreise mehr erzielt 
werden können. Die Gesetzgeber haben zwar in 
den beiden hier genannten Fällen (Mietpreisbremse 
und Mietendeckel) neu erstellten Wohnraum aus-
drücklich ausgenommen. Das genügt allerdings 
aus zwei Gründen nicht, um den Effekt zu verhin-
dern: Erstens ist der Bau eines Wohnhauses eine 
sehr langfristige Investition und irgendwann ist ein 
Neubau kein Neubau mehr. Ein heutiger Investor 
muss daher befürchten, dass irgendwann in der 
Zukunft weitere Eingriffe in die Preisbildung vor-
genommen werden, von denen sein Haus nicht 
mehr ausgenommen ist. Zweitens werden Neu-
bauten größerer Vermieter wie z. B. Wohnungsbau-
genossenschaften wenigstens zum Teil aus heuti-
gen Überschüssen finanziert. Diese werden jedoch 
durch die Preisobergrenze vermindert.

Auch die Nachfrage reagiert auf den Marktpreis: 
Je weniger der Quadratmeter kostet, eine umso 
größere Wohnung kann man sich leisten; auf lange 
Sicht ziehen mehr Haushalte um als in der kurzen 
Frist, und bei jedem Umzug wird die Frage relevant, 
wie viele Quadratmeter man sich leisten kann.

Man sieht, dass in der langen Frist der durch eine 
zu niedrige Preisobergrenze bewirkte Nachfra-
geüberhang viel größer ist als kurzfristig. Es gibt 
also viel mehr enttäuschte Nachfragende, deren 
Wunsch nach einer (größeren) Wohnung, die sie 
sich finanziell durchaus leisten könnten, nicht in 
Erfüllung geht, weil sie keine Wohnung finden. 
Empirisch macht sich diese Situation dadurch 
bemerkbar, dass sich bei Wohnungsbesichtigungen 
nicht 5-10, sondern 50-100 Interessenten/Interes-
sentinnen einfinden, von denen die meisten ihre 
Zeit verschwenden, da sie von vornherein keine 
Chance haben, die Wohnung zu bekommen. Der 
Nachfrageüberhang erhöht also die Suchkosten 
der Mietinteressenten/Mietinteressentinnen über 
das notwendige Maß hinaus. Bei vielen Haushalten 
wird er schließlich dazu führen, dass sie auf einen 
Umzug in eine größere oder besser gelegene Woh-
nung verzichten und möglicherweise sogar einen 
angebotenen Arbeitsplatz ausschlagen, weil sie in 
dessen Nähe keine Wohnung finden. Das hat letzt-
lich sogar negative Auswirkungen auf die Produk-
tivität der Wirtschaft, wenn Arbeitnehmer/-innen 
nicht die Arbeitsplätze einnehmen können, die am 
besten zu ihnen passen.

Die hohe Zahl an Mietinteressenten/Mietinter-
essentinnen verstärkt zudem die Machtposition 
der Vermieter/-innen: Zum einen können sie den 
Mietvertragsschluss vom Abschluss eines Koppel-
geschäfts abhängig machen, etwa der Übernahme 
von Einrichtungsgegenständen zu überhöhten 
Preisen. Zum anderen haben sie eine große Aus-
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wahl, sich einen Mieter/eine Mieterin nach ihren 
persönlichen Präferenzen auszuwählen, was für 
Problemgruppen des Wohnungsmarkts (kinder-
reiche Familien oder Ausländer/-innen) mit der 
Gefahr der Diskriminierung verbunden ist. Diese 
Nebenwirkungen der Regulierung erfordern daher 
weitere Interventionen, die wiederum mit admi-
nistrativem Aufwand verbunden sind, der bei einer 
Kosten-Nutzen-Abwägung berücksichtigt werden 
muss.

Empirische Ergebnisse

Viele der aus dem dargestellten Lehrbuchmodell 
folgenden Wirkungen einer Mietpreisregulierung 
sind empirisch bestätigt worden. So zeigt eine viel 
zitierte Arbeit von Diamond, McQuade und Qian 
(2019), dass ein Mietenstopp in San Francisco zu 
einer deutlich verringerten Mobilität der Bestands-
mieterinnen und -mieter geführt hat. Der Berliner 
Mietendeckel war zwar nicht einmal zwei Jahre 
lang in Kraft. Trotzdem konnten die vorausgesag-
ten Effekte eindrucksvoll bestätigt werden; insbe-
sondere nahm die Zahl der Mietannoncen in den 
gängigen Portalen im 1. Quartal 2020 gegenüber 
dem Vergleichszeitraum 2019 um ca. 50 % ab (Dolls 
u. a. 2021). Dafür könnten drei Gründe maßgeblich 
sein: die Umwandlung frei werdender Miet- in 
Eigentumswohnungen, die gesunkene Mobilität 
der Bestandsmieter/-innen und schließlich der 
Versuch der Vermietenden, den Mietendeckel zu 
umgehen, indem sie frei werdende Wohnungen 
nicht mehr offen anbieten, sondern unter der Hand 
vermieten. Letztere Praxis verringert die Markt-
transparenz und verschlechtert ebenfalls die Chan-
cen von Problemgruppen am Wohnungsmarkt. 
Hinzu kommt, dass auch die gemeinnützigen Woh-
nungsbaugenossenschaften gegen den Berliner 
Mietendeckel opponieren – mit dem Argument, es 
fehlten dann die Mittel für zusätzliche Bauprojekte.

Zur politischen Ökonomie der 
Mietenregulierung

Wenn eine Preisregulierung so negative Wirkun-
gen hat – noch dazu solche, die aus einschlägigen 
VWL-Lehrbüchern wohlbekannt sind –, fragt man 
sich zu Recht, warum Politiker/-innen sie dennoch 
immer wieder einsetzen. Der Antwort kommt man 
näher, wenn man sich die Verteilungswirkungen 
ansieht, die mit ihr verbunden sind, wiederum am 
Beispiel des Berliner Mietendeckels: Er begünstigt 
zunächst einmal die ganz überwiegende Mehrheit 
der Bestandsmieter/-innen, deren Mieten fünf 
Jahre lang eingefroren und in vielen Fällen sogar 
gesenkt werden sollten. Dagegen schädigt er zum 
einen Vermietende und zum anderen solche Miet-
interessenten/Mietinteressentinnen, die als neue 
Nachfragende auf den Berliner Wohnungsmarkt 
eintreten wollten und nun wegen der Verringe-
rung des Angebots keine Wohnung finden. In einer 
Stadt, in der über 80 Prozent der Einwohner Mie-
ter/-innen sind, bildet die erste Gruppe eine klare 
Mehrheit der Wähler/-innen, während von den 
neuen Nachfragenden viele noch gar nicht in Ber-
lin wohnen und daher auch nicht dort wählen. Der 
Mietendeckel war daher aus der Sicht der regieren-
den Politiker/-innen eine attraktive Maßnahme.

Gibt es bessere Alternativen?

Aus diesen Überlegungen erwächst die Anschluss-
frage, mit welcher Wohnungspolitik eine Regie-
rung die Interessen der einkommensschwächeren 
Bürger/-innen vertreten kann, ohne die aufgezeig-
ten negativen Nebenwirkungen in Kauf nehmen zu 
müssen. Da niedrigere Mieten auf dem Wohnungs-
markt nur möglich sind, wenn das Angebot steigt, 
wäre es sinnvoll, bessere Konditionen und Anreize 
für den Wohnungsbau zu schaffen. Beispielsweise 
könnten bürokratische Hürden reduziert, fehlendes 
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Personal in Bauämtern aufgefüllt und Baugeneh-
migungen zügiger vergeben werden. Eine gezielte 
Maßnahme zur Unterstützung ärmerer Haushalte 
ist auch der Ausbau des Wohngelds, mit dem die 
Mietkosten dieser Bevölkerungsgruppe subventio-
niert werden. Diesen Weg hat die derzeitige Regie-
rungskoalition mit der im November 2022 ver-
abschiedeten „Wohngeldreform 2023“ tatsächlich 
beschritten.

In jedem Fall sollten die direkten Eingriffe in die 
Preisbildung bei Neuvermietung vermieden wer-
den, um die Kluft zwischen Bestands- und Neu-
vermietungsmieten nicht noch größer werden zu 
lassen, als sie aufgrund der schon länger bestehen-
den (und gut begründeten) Regulierung des Woh-
nungsmarkts ohnehin schon ist. Denn je größer 
diese Kluft ist, umso unflexibler ist der Wohnungs-
markt – mit den beschriebenen negativen Auswir-
kungen auf die ganze Volkswirtschaft.
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